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Land

Aktueller Umsetzungs-

stand / voraussichtliches 

Umsetzungsdatum

Für EU-Länder: nationale Besonderheiten bei der Umsetzung der 

EU-Entgelttransparenzrichtlinie?

Für Nicht-EU-Länder: Bestehen vergleichbare Verpflichtungen?

 Belarus Nicht anwendbar (Belarus ist 

kein EU-Mitgliedstaat).

Im belarussischen Rechtssystem bestehen derzeit keine vergleich-

baren Verpflichtungen.

 Brasilien Nicht anwendbar 

(Nicht-EU-Land).

Ja. Das brasilianische Gesetz zur Entgeltgleichheit gewährleistet 

unabhängig vom Geschlecht gleiches Entgelt für gleiche Arbeit. 

Maßgeblich sind dieselbe Tätigkeit und vergleichbare Kriterien wie 

Betriebszugehörigkeit und Beschäftigungsdauer.

 Bulgarien Ein Gesetzentwurf wurde zur 

öffentlichen Konsultation 

veröffentlicht. Er sieht ein Ink-

rafttreten am 7. Juni 2026 vor. 

Die Berichts- und gemeinsamen 

Entgeltbewertungspflichten 

werden stufenweise eingeführt: 

ab 7. Juni 2027 für Arbeitgeber 

mit mindestens 150 Beschäft-

igten und ab 7. Juni 2031 für 

Arbeitgeber mit 100 bis 149 

Beschäftigten.

Nach dem Entwurf bestehen insbesondere folgende bulgarische 

Besonderheiten:

•	 Zentrales Umsetzungsinstrument ist das bulgarische Gesetz 

zum Schutz vor Diskriminierung; ergänzend wird das Arbeits-

gesetzbuch geändert.

•	 Der Ansatz ist ausdrücklich diskriminierungsrechtlich und nicht 

ausschließlich arbeitsrechtlich ausgestaltet.

•	 Die Kommission zum Schutz vor Diskriminierung wird als zen-

trale Überwachungs- und Gleichbehandlungsstelle bestimmt.

•	 Der Entwurf greift auf das bestehende System zur Durch-

setzung des Antidiskriminierungsrechts zurück, statt ein 

eigenständiges Verfahrensregime einzuführen.

•	 Alle Arbeitgeber unterliegen individuellen Entgelttransparenzp-

flichten, einschließlich einer Auskunftspflicht auf Verlangen von 

Beschäftigten.

•	 Arbeitgeber mit mindestens 100 Beschäftigten unterliegen 

formellen periodischen Berichtspflichten gegenüber der 

Kommission zum Schutz vor Diskriminierung und dem verpflich-

tenden Verfahren der gemeinsamen Entgeltbewertung.

•	 Es wird ein Auskunftsanspruch zu den nach Geschlecht auf-

geschlüsselten durchschnittlichen Entgeltniveaus eingeführt.

•	 Fragen nach dem bisherigen Gehalt und Entgeltvertraulichkeit-

sklauseln werden ausdrücklich verboten.

•	 Bei einem nicht gerechtfertigten und nicht innerhalb von sechs 

Monaten beseitigten Entgeltgefälle von mindestens 5% ist eine 

gemeinsame Entgeltbewertung verpflichtend.

 China Nicht anwendbar (China ist kein 

EU-Mitgliedstaat).

Das chinesische Arbeitsrecht verankert den Grundsatz des gleichen 

Entgelts für gleiche Arbeit. Derzeit bestehen für Arbeitgeber in 

China jedoch keine Veröffentlichungs- oder Informationspflichten 

zur Entgelttransparenz.
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Aktueller Umsetzungs-

stand / voraussichtliches 

Umsetzungsdatum

Für EU-Länder: nationale Besonderheiten bei der Umsetzung der 

EU-Entgelttransparenzrichtlinie?

Für Nicht-EU-Länder: Bestehen vergleichbare Verpflichtungen?

 Dänemark Am 26. Februar 2026 wurde ein 

Gesetzentwurf veröffentlicht. 

Ein endgültiges Umsetzu-

ngsdatum wurde noch nicht 

bestätigt. Dänemark wird die 

Umsetzungsfrist vom 7. Juni 

2026 voraussichtlich nicht 

einhalten; derzeit wird mit einer 

Umsetzung bis zum 1. Januar 

2027 gerechnet.

Der dänische Gesetzentwurf geht in mehreren Punkten über die 

Richtlinie hinaus:

 

•	 Artikel 6: Nicht nur Arbeitgeber mit mehr als 50 Beschäftigten, 

sondern sämtliche Arbeitgeber müssen die objektiven Kriterien 

offenlegen, anhand derer Entgelt und Entgeltentwicklung 

festgelegt werden.

•	 Artikel 9: Sämtliche Arbeitgeber müssen Entgeltdaten entweder 

an Statistics Denmark (Danmarks Statistik) oder an einen 

Arbeitgeberverband melden. Auf dieser Grundlage werden für 

Unternehmen mit mindestens 100 Beschäftigten Entgeltberi-

chte erstellt. Der Arbeitgeber bleibt jedoch dafür verantwortlich, 

dass die Daten und die Zuordnung der Beschäftigten korrekt 

sind. Dies geht über den Wortlaut der Richtlinie hinaus, die 

die Verantwortung für die Erstellung des Entgeltberichts aus-

schließlich beim Arbeitgeber und den Arbeitnehmervertretern 

verortet.

•	 Die Berichtspflicht soll auch für Unternehmen mit 50 bis 99 

Beschäftigten gelten, sofern in derselben Beschäftigtengruppe 

mindestens acht Personen jedes Geschlechts tätig sind. Die 

Richtlinie verlangt eine Entgeltberichterstattung dagegen erst 

ab 100 Beschäftigten.

•	 Artikel 29: Es wird eine neue Überwachungsstelle eingerichtet, 

die Entgeltberichte kontrolliert, analysiert und veröffentlicht. 

Die Veröffentlichung muss spätestens einen Monat nach 

Eingang des endgültigen Entgeltberichts erfolgen.

 �Deutsch- 

land

Die Umsetzung der EU-En-

tgelttransparenzrichtlinie 

2023/970 in Deutschland hat 

sich verzögert. Die europäische 

Umsetzungsfrist ist am 7. 

Juni 2026 abgelaufen. Nach 

aktuellem Stand plant die 

Bundesregierung die nationale 

Umsetzung erst für Anfang 

2027.

Der derzeitige Rechtsrahmen in Deutschland ist das Entgelttrans-

parenzgesetz, das seit dem 6. Juli 2017 gilt. Es sieht bereits einen 

individuellen Auskunftsanspruch, freiwillige oder auf Verlangen 

durchgeführte betriebliche Prüfverfahren der Entgeltstrukturen sow-

ie Berichtsverpflichtungen zu Gleichstellung und Entgeltgleichheit 

für bestimmte Arbeitgeber vor. Die EU-Entgelttransparenzrichtlinie 

wird auf diesem bestehenden Rahmen aufbauen und nach ihrer 

Umsetzung in deutsches Recht voraussichtlich zu umfassenderen 

und verbindlicheren Regelungen führen.
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Für EU-Länder: nationale Besonderheiten bei der Umsetzung der 

EU-Entgelttransparenzrichtlinie?

Für Nicht-EU-Länder: Bestehen vergleichbare Verpflichtungen?

 Estland Die Umsetzung erfolgte bislang 

nur teilweise. Weitere Vorgaben 

der Entgelttransparenzrichtlinie 

befinden sich derzeit nicht im 

Gesetzgebungsverfahren. Die 

estnische Regierung hat bei 

der Europäischen Kommission 

einen Aufschub um zwei Jahre 

beantragt und sich gegen 

die hohen Berichtslasten 

ausgesprochen.

Keine nationalen Besonderheiten.

Ende Juni 2026 verabschiedete das estnische Parlament 

Änderungen des Gesetzes über Arbeitsverträge, mit denen die 

Entgelttransparenzrichtlinie teilweise umgesetzt wird. Die Änderun-

gen sind jedoch noch nicht in Kraft getreten. Umgesetzt wurden 

folgende Vorgaben:

•	 Arbeitgeber dürfen Bewerber nicht nach ihrem bisherigen oder 

aktuellen Gehalt fragen.

•	 Arbeitgeber dürfen Beschäftigte nicht daran hindern, die Höhe 

ihres Entgelts offenzulegen.

•	 Arbeitgeber müssen Bewerbern vor dem Vorstellungsgespräch 

Informationen zum Gehalt oder zur Gehaltsspanne der 

angebotenen Stelle in einer schriftlich reproduzierbaren Form 

bereitstellen, insbesondere in der Stellenausschreibung oder 

auf anderem Wege.

•	 Enthält ein Tarifvertrag zusätzliche Entgeltbedingungen, müs-

sen Bewerber auch darüber informiert werden.

•	 Arbeitgeber müssen für Frauen und Männer gleiches Entgelt für 

gleiche oder gleichwertige Arbeit gewährleisten.

 Finnland Am 23. Januar 2026 wurde ein 

Gesetzentwurf veröffentlicht. 

Ein endgültiges Umsetzungsda-

tum wurde noch nicht bestätigt. 

Finnland wird die Frist vom 7. 

Juni 2026 voraussichtlich nicht 

einhalten; mit einer Umsetzung 

wird frühestens Ende 2026 

gerechnet.

Der finnische Umsetzungsentwurf ist vergleichsweise zurück-

haltend. Er geht nicht wesentlich über die Richtlinie hinaus, 

sondern passt sie an die finnischen institutionellen Strukturen 

an. Dazu gehören der Rahmen des Gleichstellungsgesetzes, das 

tarifvertragsbasierte System der Entgeltfestsetzung, das Einkom-

mensregister und Statistics Finland für die Berichterstattung sowie 

die Antidiskriminierungs- und Gleichstellungsstruktur mit dem 

Gleichstellungsbeauftragten als Überwachungsstelle.

 Frankreich Am 19. März 2026 wurde ein 

Gesetzentwurf veröffentlicht. 

Ein endgültiges Umsetzungsda-

tum wurde noch nicht bestätigt. 

Frankreich wird die Frist vom 7. 

Juni 2026 voraussichtlich nicht 

einhalten; derzeit wird nicht vor 

Anfang 2027 mit der Umset- 

zung gerechnet.

Der französische Entwurf erweitert einzelne Pflichten gegenüber der 

Richtlinie. Insbesondere soll der neue Berichtsrahmen bereits für 

Unternehmen mit mindestens 50 Beschäftigten gelten, während die 

Richtlinie Berichtspflichten erst ab 100 Beschäftigten vorsieht.

Der Entwurf würde den Auskunftsanspruch der Beschäftigten 

zugleich auf Unternehmen mit mindestens zehn Beschäftigten 

beschränken.

 Indien N/A

(India is not a EU Member 

State)

Indien regelt die Entgeltgleichheit über ein Antidiskriminierungssys-

tem, das eine geschlechtsbezogene Entgeltdiskriminierung bei 

gleicher oder im Wesentlichen ähnlicher Arbeit verbietet. Es besteht 

jedoch weder eine gesetzliche Pflicht zur Berichterstattung über 

das geschlechtsspezifische Entgeltgefälle noch eine Verpflichtung, 

Gehaltsspannen in Stellenausschreibungen oder vor Abgabe eines 

Angebots gegenüber Bewerbern offenzulegen.
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Für Nicht-EU-Länder: Bestehen vergleichbare Verpflichtungen?

 Indonesien N/A Ja. Die indonesischen Entgeltvorschriften gewährleisten den 

Grundsatz der Gleichbehandlung bei der Vergütung und verbieten 

Diskriminierung aufgrund von Geschlecht, ethnischer Zugehörigkeit, 

Religion oder politischer Auffassung.

 Italien Am 1. Juni 2026 wurde das 

Gesetzesdekret zur Umsetzung 

der Richtlinie, Gesetzesdekret 

Nr. 96 vom 7. Mai 2026, im 

Amtsblatt veröffentlicht. Es gilt 

seit dem 7. Juni 2026.

Wesentliche Besonderheiten beziehungsweise Abweichungen: 

•	 Der Auskunftsanspruch der Beschäftigten ist auf einmal jährlich 

begrenzt.

•	 Arbeitnehmervertreter werden nicht in die Festlegung der 

Kriterien zur Bewertung des Werts der Arbeit einbezogen.

•	 Das Entgeltniveau wird abweichend definiert. Nicht strukturelle 

individuelle wirtschaftliche Leistungen sind ausgenommen, 

etwa persönlich, nach Ermessen oder vorübergehend gewährte 

Entgeltbestandteile, die nicht allgemein für dieselbe Beschäft-

igtenkategorie gelten und auf individuellen objektiven Kriterien 

beruhen.

•	 Die in nationalen Tarifverträgen vorgesehenen Einstufungs- und 

Eingruppierungssysteme gelten als Referenzrahmen für die 

Bewertung gleicher oder gleichwertiger Arbeit. Nach Auffassung 

der Verfasser reicht dies nicht aus; zusätzlich ist ein internes 

Stellenbewertungssystem erforderlich.

 �Kasachstan Nicht anwendbar. Kasachstan 

ist kein EU-Mitgliedstaat 

und nicht zur Umsetzung der 

Richtlinie (EU) 2023/970 ver-

pflichtet. Die Einführung eines 

gleichwertigen Entgelttranspar-

enzsystems wird derzeit nicht 

erwartet.

Kasachstan verfügt über kein eigenständiges Entgelttransparen-

zsystem, das mit der Richtlinie (EU) 2023/970 vergleichbar wäre. 

Das kasachische Recht verpflichtet Arbeitgeber grundsätzlich 

weder zur Angabe von Gehaltsspannen in Stellenausschreibungen 

noch zur Bereitstellung nach Geschlecht aufgeschlüsselter durch-

schnittlicher Entgeltdaten, zur Veröffentlichung von Berichten über 

das geschlechtsspezifische Entgeltgefälle oder zur Durchführung 

verpflichtender Entgeltbewertungen.

Das kasachische Arbeitsgesetzbuch enthält jedoch allgemeine Gr-

undsätze zur Nichtdiskriminierung und zum gleichen Entgelt. Artikel 

6 verbietet Diskriminierung im Arbeitsleben, unter anderem aufgrund 

des Geschlechts. Artikel 22 gewährt Beschäftigten das Recht auf 

gleiches Entgelt für gleiche Arbeit ohne Diskriminierung; Artikel 23 

verpflichtet Arbeitgeber entsprechend, gleiches Entgelt für gleiche 

Arbeit und gleiche Arbeitsbedingungen ohne Diskriminierung 

zu gewährleisten. Artikel 103 knüpft die Vergütung an objektive 

beschäftigungsbezogene Faktoren wie Qualifikation, Komplexität, 

Umfang, Qualität und Arbeitsbedingungen. Nach Artikel 107 muss 

das Vergütungssystem in Arbeitsverträgen, Tarifverträgen und/oder 

internen Arbeitgeberregelungen festgelegt werden. Kasachstan 

kennt somit Pflichten zur Entgeltgleichheit und Nichtdiskrimini-

erung, jedoch keine Entgelttransparenzpflichten nach dem Vorbild 

der EU.
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 �Kenia Nicht anwendbar. Kenia ist kein 

EU-Mitgliedstaat und nicht zur 

Umsetzung der Richtlinie (EU) 

2023/970 verpflichtet.

Das kenianische Recht verpflichtet Arbeitgeber derzeit weder zu 

einer verbindlichen Entgelttransparenz noch zur Berichterstattung 

über Entgeltgefälle oder zu entgeltbezogenen Offenlegungen.

Die kenianische Rechtsordnung verankert jedoch die zugrunde lieg-

enden Grundsätze der Gleichbehandlung und des gleichen Entgelts 

durch verfassungsrechtliche und gesetzliche Schutzvorschriften. 

Die kenianische Verfassung von 2010 gewährleistet Gleichheit und 

Schutz vor Diskriminierung. Artikel 27 verbietet Diskriminierung und 

garantiert gleichen Schutz sowie gleiche Teilhabe am Recht; Artikel 

41 sichert jedem Arbeitnehmer das Recht auf faire Arbeitspraktiken 

und angemessene Vergütung. Abschnitt 5 des Employment Act 

2007, Cap 226, verbietet Diskriminierung im Beschäftigungsver-

hältnis und verpflichtet Arbeitgeber, Chancengleichheit und den 

Grundsatz des gleichen Entgelts zu fördern. Unmittelbare und mit-

telbare Diskriminierung ist unter anderem aufgrund von Geschlecht, 

Hautfarbe, Sprache, Religion, politischer oder sonstiger Auffassung, 

Nationalität, ethnischer oder sozialer Herkunft, Behinderung, 

Schwangerschaft, Familienstand oder HIV-Status verboten.

Im öffentlichen Dienst werden Gleichheit und Nichtdiskriminierung 

durch gesetzliche Maßnahmen zur Förderung der Geschlechterinklu-

sion weiter gestärkt. Abschnitt 36(3) des Public Service Commission 

Act, CAP 185, sieht insbesondere vor, dass Ernennungen im öffen-

tlichen Dienst so erfolgen sollen, dass höchstens zwei Drittel der 

Stellen von Personen desselben Geschlechts besetzt sind.

Der kenianische Rechtsrahmen zielt damit vorrangig auf die 

Verhinderung von Diskriminierung und die Förderung von Gleichheit 

am Arbeitsplatz. Diese Rechte werden regelmäßig von kenianischen 

Gerichten bestätigt und durchgesetzt.
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Aktueller Umsetzungs-

stand / voraussichtliches 

Umsetzungsdatum

Für EU-Länder: nationale Besonderheiten bei der Umsetzung der 

EU-Entgelttransparenzrichtlinie?

Für Nicht-EU-Länder: Bestehen vergleichbare Verpflichtungen?

 Lithauen Ein Gesetzentwurf zur 

Umsetzung der EU-Entgelt-

transparenzrichtlinie in das 

Arbeitsgesetzbuch wurde 

vorbereitet. Die entsprech-

enden Änderungen treten am 

7. Juni 2026 in Kraft; einzelne 

Pflichten gelten erst ab dem 1. 

Januar 2027. Litauen setzt die 

Richtlinie damit innerhalb der 

Umsetzungsfrist um.

Der Entwurf folgt im Wesentlichen der Struktur der Richtlinie und 

sieht insbesondere Folgendes vor: 

•	 Bewerber müssen vor Abschluss des Arbeitsvertrags über die 

Einstiegsgehaltsspanne informiert werden.

•	 Arbeitgeber müssen ein strukturiertes Vergütungssystem auf 

Grundlage von Kriterien zur Bewertung des Stellenwerts und 

diskriminierungsfreien Grundsätzen einführen.

•	 Beschäftigte erhalten umfassende Auskunftsrechte zu ihrem 

eigenen Entgelt und zu nach Geschlecht aufgeschlüsselten 

durchschnittlichen Entgeltniveaus.

•	 Abhängig von der Arbeitgebergröße gelten monatliche 

Entgeltberichtspflichten.

•	 Betriebsräte und Gewerkschaften erhalten zusätzliche Rechte.

•	 Besteht dauerhaft ein nicht gerechtfertigtes geschlechtsspezi-

fisches Entgeltgefälle von mindestens 5%, ist entsprechend der 

Richtlinie eine gemeinsame Entgeltbewertung erforderlich.

•	 Das Entgelt eines Beschäftigten darf nicht als vertraulich 

behandelt werden, wenn die Information zur Durchsetzung des 

Rechts auf gleiches Entgelt genutzt wird.

•	 Die Durchsetzungsmechanismen werden gestärkt, unter ander-

em durch eine Beweislastumkehr in Diskriminierungsfällen und 

erweiterte Entschädigungsansprüche.

 �Malaysia Nicht anwendbar 

(Nicht-EU-Land).

Malaysia verfügt über kein der EU-Entgelttransparenzrichtlinie 

gleichwertiges System. Der Employment Act 1955 enthält jedoch 

Vorschriften zur Diskriminierung im Beschäftigungsverhältnis. Bei 

der Einstellung von Expatriates müssen Arbeitgeber freie Stellen 

grundsätzlich mindestens sieben Tage auf MYFutureJobs veröffen-

tlichen und dabei Gehaltsangaben, einschließlich Grundgehalt und 

Zulagen, nennen. Ausnahmen sind möglich.

 �Mexiko Nicht anwendbar (Mexiko ist 

kein EU-Mitgliedstaat).

Mexiko verfügt über kein umfassendes Entgelttransparenzsystem, 

das mit der EU-Richtlinie vergleichbar wäre. Es bestehen jedoch 

einzelne verbundene Pflichten und Praktiken, insbesondere zum 

gleichen Entgelt, zur Nichtdiskriminierung, zu internen Richtlinien 

und Compliance-Programmen sowie im Rahmen arbeitsrech-

tlicher Kontrollen. Mexiko erkennt den Grundsatz des gleichen 

Entgelts an, schreibt jedoch nicht dasselbe Maß an Transparenz, 

Berichterstattung und verfahrensrechtlichen Pflichten vor wie die 

EU-Entgelttransparenzrichtlinie.
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Für Nicht-EU-Länder: Bestehen vergleichbare Verpflichtungen?

 Norwegen Die Richtlinie wurde als 

EWR-relevant eingestuft und 

soll in das EWR-Abkommen 

aufgenommen werden. Mit 

Stand 20. November 2025 

war sie jedoch noch nicht 

aufgenommen. Daher gilt 

für Norwegen derzeit keine 

Umsetzungsfrist; vor der 

Aufnahme sind weitere Schritte 

zwischen der EFTA und der EU 

erforderlich.

Keine Angabe in der Vorlage.

 Polen Polen hat die EU-Entgelt-

transparenzrichtlinie teilweise 

umgesetzt. Die erste Phase 

zur Entgelttransparenz im 

Einstellungsverfahren gilt seit 

dem 24. Dezember 2025. Der 

erste vollständige Umsetzu-

ngsentwurf wurde am 12. 

Dezember 2025 veröffentlicht 

und später überarbeitet; eine 

aktualisierte Fassung erschien 

am 29. April 2026. Der Entwurf 

befindet sich weiterhin im 

Gesetzgebungsverfahren und 

soll sechs Monate nach seiner 

Veröffentlichung in Kraft treten. 

Da noch kein endgültiges 

Datum feststeht, wird Polen die 

Frist vom 7. Juni 2026 voraus-

sichtlich nicht einhalten; mit 

einer vollständigen Umsetzung 

wird nicht vor Anfang 2027 

gerechnet.

Der polnische Entwurf enthält mehrere nationale Besonderheiten:

•	 Detaillierte nationale Vorgaben zu Kriterien der 

Stellenbewertung.

•	 Erweiterte Pflichten der Arbeitgeber zur Bereitstellung von 

Entgeltinformationen. Dazu gehören eine Antwortfrist von 

30 Tagen nach Eingang eines Auskunftsersuchens und für 

Arbeitgeber mit weniger als 50 Beschäftigten eine Pflicht zur 

Information über Faktoren, die Entgelterhöhungen beeinflussen.

•	 Ausführliche Verfahrensvorgaben, etwa die Beteiligung von Ar-

beitnehmervertretern bei einer gemeinsamen Entgeltbewertung 

im Fall eines geschlechtsspezifischen Entgeltgefälles.

•	 Für die Bestimmung der Berichtspflicht wird die Berechnung der 

Beschäftigtenzahl präzisiert und eine neue Definition jährlicher 

Arbeitseinheiten eingeführt. Arbeitgeber, die Leiharbeitnehmer 

einsetzen, müssen diese in die Berechnung einbeziehen.

•	 Als Gleichbehandlungsstelle ist die Kommission zur Bekämp-

fung von Diskriminierung in der Beschäftigung vorgesehen; 

Überwachungsstelle soll der Regierungsbevollmächtigte für 

Gleichstellung sein.

•	 Verstöße können unter anderem mit Geldbußen zwischen 2.000 

PLN und 60.000 PLN geahndet werden.

•	 Zusätzlich wurde ein Regelungsentwurf veröffentlicht, der 

die Einzelangaben zu den Kennzahlen des Berichts über das 

geschlechtsspezifische Entgeltgefälle, die Berechnungsmeth-

ode und die zu verwendende Formel festlegt.

•	 Im weiteren Gesetzgebungsverfahren können noch zusätzliche 

polenspezifische Klarstellungen aufgenommen werden.
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EU-Entgelttransparenzrichtlinie?

Für Nicht-EU-Länder: Bestehen vergleichbare Verpflichtungen?

  Rumänien Die Umsetzungsfrist vom  

7. Juni 2026 ist abgelaufen, 

ohne dass ein nationales 

Umsetzungsgesetz in Kraft 

getreten ist. Das Arbeitsmin-

isterium veröffentlichte im 

Frühjahr 2026 einen Geset-

zentwurf zur öffentlichen 

Konsultation. Der Entwurf 

befindet sich derzeit im 

Gesetzgebungsverfahren.

Rumänien verfügt derzeit über kein eigenständiges 

Entgelttransparenzgesetz.

Der bestehende Rechtsrahmen umfasst den allgemeinen Grundsatz 

des gleichen Entgelts für gleiche oder gleichwertige Arbeit nach 

dem Arbeitsgesetzbuch und dem Gesetz Nr. 202/2002 über die 

Chancengleichheit von Frauen und Männern.

Der Gesetzentwurf sieht eine umfassende Umsetzung für den 

öffentlichen und privaten Sektor vor. Er erfasst Transparenzpflichten 

im Einstellungsverfahren, den Auskunftsanspruch der Beschäftigten 

und Berichtspflichten zum geschlechtsspezifischen Entgeltgefälle. 

Zugleich sollen das Arbeitsgesetzbuch, das Gesetz Nr. 202/2002 

und der Antidiskriminierungsrahmen, Regierungsverordnung Nr. 

137/2000, geändert werden.

 Schweden Keine Angabe in der Vorlage. Die Umsetzung wurde verschoben und das Gesetzgebungsverfahren 

vorerst ausgesetzt.

 Serbien Nicht anwendbar. Serbien hat keine speziellen Vorschriften zur Entgelttransparenz 

eingeführt. Die rechtliche Angleichung wird im Rahmen des 

EU-Beitrittsprozesses erfolgen, da Serbien kein EU-Mitgliedstaat ist. 

Hierfür werden künftig Änderungen des nationalen Arbeitsgesetzes 

erforderlich sein, um es im Kapitel 19 „Sozialpolitik und Beschäfti-

gung“ an den EU-Besitzstand anzugleichen.

 Singapur Nicht anwendbar. Vergleichbare Pflichten und Empfehlungen finden sich in den 

Tripartite Guidelines on Fair Employment Practices, wonach 

das Grundentgelt diskriminierungsfrei auf Leistung, Fähigkeiten 

und Stellenanforderungen beruhen soll, im Fair Consideration 

Framework, das bei der Einstellung ausländischer Arbeitnehmer die 

Angabe einer Gehaltsspanne in Stellenausschreibungen vorsieht, 

sowie im Employment Act, der Diskriminierung verbietet.
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Land

Aktueller Umsetzungs-

stand / voraussichtliches 

Umsetzungsdatum

Für EU-Länder: nationale Besonderheiten bei der Umsetzung der 

EU-Entgelttransparenzrichtlinie?

Für Nicht-EU-Länder: Bestehen vergleichbare Verpflichtungen?

 �Slowakei Das endgültige Gesetz wurde 

am 8. Mai 2026 verkündet und 

gilt seit dem 7. Juni 2026.

•	 Auf Grundlage von Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie hat die 

Slowakei Arbeitgeber mit weniger als 50 Beschäftigten von der 

Pflicht befreit, die Kriterien offenzulegen, nach denen Gehälter 

beziehungsweise Löhne erhöht werden.

•	 Entgeltberichte nach Artikel 9 der Richtlinie müssen bis zum 15. 

April des folgenden Kalenderjahres eingereicht werden.

•	 Für die Entgeltbewertung nach Artikel 10 gilt eine zusätzliche 

nationale Frist von zwei Monaten nach Ablauf der Frist aus 

Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe c. Dies betrifft den Fall, dass der 

Arbeitgeber eine nicht gerechtfertigte Differenz im durchschnit-

tlichen Entgeltniveau nicht innerhalb von sechs Monaten nach 

Einreichung des Entgeltberichts nach Artikel 9 beseitigt hat.

•	 Für die Geltendmachung des Entschädigungsanspruchs nach 

Artikel 16 gilt ausdrücklich eine Verjährungsfrist von drei Jahren.

•	 Für die öffentliche Auftragsvergabe nach Artikel 24 wurden 

keine besonderen Regelungen vorgesehen.

•	 Zur Festlegung der Entgeltstrukturen ist, sofern Arbeitneh-

mervertreter vorhanden sind, eine Vereinbarung mit ihnen 

erforderlich. Eine bloße Beteiligung im Wege von Verhandlungen 

reicht in diesem Fall nicht aus.

 Spanien Spanien hat die europäische 

Richtlinie noch nicht umge-

setzt. Im April 2026 wurde das 

Gesetzgebungsverfahren mit 

einer vorgelagerten öffentlichen 

Konsultation eingeleitet; ein 

Gesetzentwurf wurde jedoch 

noch nicht veröffentlicht.

Die bestehenden spanischen Vorschriften verlangen bereits 

Entgeltregister, Entgeltprüfungen und Gleichstellungsmaßnahmen. 

Die Umsetzung der europäischen Richtlinie wird weitere Pflichten 

einführen.

 �Südafrika Die öffentliche Konsultation 

zum Fair Pay Bill endete am 29. 

Mai 2026; der Entwurf ist daher 

noch nicht verabschiedet. Das 

voraussichtliche Inkrafttreten 

wird nach den parlamenta-

rischen Beratungen festgelegt.

Der Fair Pay Bill sieht drei grundlegende Reformen der Einstel-

lungsverfahren und der Transparenz am Arbeitsplatz vor: 

•	 Verbot von Fragen nach der bisherigen Vergütung: Arbeitgeber 

dürfen Bewerber im Einstellungsverfahren nicht nach ihrer 

früheren oder aktuellen Vergütung fragen und diese nicht als 

Entscheidungsgrundlage verwenden.

•	 Verpflichtende Gehaltsangaben: Arbeitgeber müssen in 

Stellenausschreibungen sowie auf Anfrage von Bewerbern 

oder Beschäftigten die Vergütung oder Vergütungsspanne 

offenlegen.

•	 Schutz von Entgeltgesprächen: Beschäftigte dürfen Infor-

mationen über ihre Vergütung austauschen und besprechen; 

die Durchsetzbarkeit von Entgeltgeheimhaltung wird dadurch 

eingeschränkt. 
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Aktueller Umsetzungs-

stand / voraussichtliches 

Umsetzungsdatum

Für EU-Länder: nationale Besonderheiten bei der Umsetzung der 

EU-Entgelttransparenzrichtlinie?

Für Nicht-EU-Länder: Bestehen vergleichbare Verpflichtungen?

 �Thailand Nicht anwendbar. Ja. Das thailändische Arbeitsrecht enthält vergleichbare Grundsätze 

zur Gleichbehandlung männlicher und weiblicher Beschäftigter: 

•	 Gleichbehandlung im Beschäftigungsverhältnis, sofern Art oder 

Bedingungen der Tätigkeit eine solche Gleichbehandlung nicht 

ausschließen.

•	 Gleiches Entgelt für Arbeit gleicher Art, Qualität, Menge oder 

gleichen Werts.

•	 Diskriminierungsfreie Anwendung der Mindestlohnsätze.

 �Tschechi- 

sche 

Republik

Ein Gesetzentwurf zur 

Umsetzung der EU-Entgelt-

transparenzrichtlinie wurde 

vorbereitet; vorgesehen sind 

Änderungen des Arbeits-

gesetzbuchs und weiterer 

Vorschriften. Das Gesetz soll 

voraussichtlich am 1. Januar 

2027 in Kraft treten, wobei 

einige Pflichten erst ab 2028 

oder später gelten sollen. Die 

Tschechische Republik wird die 

Umsetzungsfrist daher voraus-

sichtlich nicht einhalten.

Der tschechische Entwurf folgt im Wesentlichen der Struktur der 

Richtlinie und sieht insbesondere Folgendes vor: 

•	 Bewerber sind vor Abschluss des Arbeitsvertrags über die 

Einstiegsgehaltsspanne zu informieren.

•	 Arbeitgeber müssen ein strukturiertes Vergütungssystem 

auf Grundlage von Kriterien zur Bewertung des Stellenwerts 

einführen.

•	 Beschäftigte erhalten umfassende Auskunftsrechte zu ihrem 

eigenen Entgelt und zu nach Geschlecht aufgeschlüsselten 

durchschnittlichen Entgeltniveaus.

•	 Abhängig von der Arbeitgebergröße gelten Berichtspflichten mit 

jährlichem oder dreijährigem Turnus, praktisch beginnend ab 

2028.

•	 Besteht dauerhaft ein nicht gerechtfertigtes geschlechtsspezi-

fisches Entgeltgefälle von mindestens 5%, ist entsprechend der 

Richtlinie eine gemeinsame Entgeltbewertung erforderlich.

•	 Die Durchsetzungsmechanismen werden gestärkt, unter ander-

em durch eine Beweislastumkehr in Diskriminierungsfällen und 

erweiterte Entschädigungsansprüche

Ein Teil des Berichtsverfahrens wird zentralisiert: Wesentliche Ber-

ichte zum geschlechtsspezifischen Entgeltgefälle sollen vorrangig 

vom Ministerium für Arbeit und Soziales auf Grundlage der von 

den Arbeitgebern übermittelten Daten erstellt werden. Eine weitere 

Besonderheit betrifft die komplexe Rolle des Ombudsmanns, insbe-

sondere bei Auskünften über das durchschnittliche Entgelt anderer 

Beschäftigter.

 Türkei Nicht anwendbar 

(Nicht-EU-Land).

Die türkische Verfassung gewährleistet die Gleichheit vor dem Ge-

setz; das türkische Arbeitsgesetz sichert gleiches Entgelt für gleiche 

Arbeit. Obwohl Diskriminierung zwischen Beschäftigten streng 

verboten ist, schreibt das türkische Recht keine Entgelttransparenz 

nach dem Vorbild der EU-Richtlinie vor.
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Für EU-Länder: nationale Besonderheiten bei der Umsetzung der 

EU-Entgelttransparenzrichtlinie?

Für Nicht-EU-Länder: Bestehen vergleichbare Verpflichtungen?

 �Ukraine Nicht anwendbar 

(Nicht-EU-Land).

Das ukrainische Recht gewährleistet Frauen und Männern gleiche 

Arbeitsrechte und gleiches Entgelt für gleiche oder gleichwertige 

Arbeit. Arbeitgeber dürfen die Vergütung nicht aufgrund des 

Geschlechts unterschiedlich festsetzen. Artikel 24 der ukrainischen 

Verfassung bestimmt, dass alle Bürger vor dem Gesetz gleich sind 

und aufgrund des Geschlechts weder Beschränkungen noch Privile-

gien unterliegen dürfen. Artikel 2¹ des Arbeitsgesetzbuchs verbietet 

ausdrücklich jede Diskriminierung im Arbeitsleben. Das Gesetz 

„Über die Gewährleistung gleicher Rechte und Chancen für Frauen 

und Männer“ verpflichtet Arbeitgeber zudem, gleiches Entgelt für 

gleiche oder gleichwertige Arbeit sicherzustellen.

Als EU-Beitrittskandidat gleicht die Ukraine ihr Arbeitsrecht 

schrittweise an europäische Standards an. Im Rahmen der Na-

tionalen Strategie zur Verringerung des geschlechtsspezifischen 

Entgeltgefälles schafft das Wirtschaftsministerium nach und nach 

die Grundlagen für die Umsetzung der Richtlinie 2023/970. Es 

wird erwartet, dass strenge Vorgaben, insbesondere ein Verbot der 

Behandlung der Grundgehaltshöhe innerhalb eines Unternehmens 

als Geschäftsgeheimnis, in das neue ukrainische Arbeitsgesetz-

buch aufgenommen werden. Dieses wird entsprechend den 

Anforderungen des offiziellen Screenings des EU-Rechtsbestands 

ausgearbeitet.

 Ungarn Das Ministerium für 

Volkswirtschaft hat einen En-

twurf des Umsetzungsgesetzes 

erarbeitet. Ein endgültiges Ge-

setz wurde jedoch noch nicht 

verabschiedet oder verkündet; 

die Einzelheiten sind weiterhin 

unklar.

Es steht inzwischen fest, dass 

Ungarn die Umsetzungsfrist 

vom 7. Juni 2026 nicht einhalten 

wird. Als Gründe werden ins-

besondere der Wahlzyklus, die 

Übergangsphase und Änderun-

gen der Regierungsstruktur 

genannt. Erwartet wird eine 

Verzögerung um einige Monate, 

sodass die Umsetzung voraus-

sichtlich erst Ende 2026 oder 

Anfang 2027 erfolgt.

Es wird nicht erwartet, dass die ungarischen Vorschriften wesentlich 

von der Richtlinie abweichen. Die Umsetzung dürfte jedoch mehrere 

eng verbundene Rechtsbereiche betreffen:

•	 Arbeitsgesetzbuch: Erwartet werden unter anderem die 

verpflichtende Angabe von Gehaltsspannen in Stellenausschrei-

bungen, ein Verbot von Fragen nach der bisherigen Vergütung 

und objektive Kriterien für die Festlegung von Entgelt und 

beruflicher Entwicklung. Die Auskunftsrechte der Beschäftigten 

zu Entgeltdaten dürften erweitert werden.

•	 Gleichbehandlungsrecht: Erwartet werden eine genauere 

Definition der „gleichwertigen Arbeit“, eine Stärkung der 

Beweislastumkehr und erweiterte Möglichkeiten zur kollektiven 

Durchsetzung von Ansprüchen.

•	 Datenschutz: Der Umgang mit Gehalts-, Leistungs- und 

Karrieredaten bleibt sensibel. Von der ungarischen Nationalen 

Behörde für Datenschutz und Informationsfreiheit (NAIH) 

werden weitere Hinweise zu geeigneten Rechtsgrundlagen, 

Anonymisierungsstandards und Aufbewahrungsfristen erwartet, 

insbesondere bei geschlechtsbezogenen Entgeltberichten und 

analytischen Bewertungen.
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Für EU-Länder: nationale Besonderheiten bei der Umsetzung der 

EU-Entgelttransparenzrichtlinie?

Für Nicht-EU-Länder: Bestehen vergleichbare Verpflichtungen?

 �Vereinigtes 

Königreich

Das Vereinigte Königreich unterliegt nicht der EU-Entgelttrans-

parenzrichtlinie und hat kein gleichwertiges System eingeführt. 

Es verfügt jedoch über einen weniger weitreichenden Rahmen auf 

Grundlage bestehender Gleichstellungs- und Berichtsvorschriften. 

Arbeitgeber mit mindestens 250 Beschäftigten müssen jährlich 

über das geschlechtsspezifische Entgeltgefälle berichten; sämtliche 

Arbeitgeber unterliegen nach dem Equality Act 2010 dem Grundsatz 

des gleichen Entgelts. Anders als die EU-Richtlinie schreibt das 

britische Recht jedoch weder Gehaltsspannen in Stellenausschrei-

bungen vor noch verbietet es Fragen nach dem bisherigen Gehalt 

oder gewährt Beschäftigten einen allgemeinen Auskunftsanspruch 

zu Entgeltdaten. Künftige Entwicklungen umfassen ab 2027 eine 

Pflicht großer Arbeitgeber zur Veröffentlichung von Aktionsplänen 

zum geschlechtsspezifischen Entgeltgefälle und eine mögliche 

Ausweitung der Berichterstattung auf ethnische Herkunft und Be-

hinderung. Insgesamt bleibt das britische System weniger detailliert 

als die EU-Regelungen.

 �Vietnam Vietnam verfügt über kein eigenständiges Gesetz, das der EU-Ent-

gelttransparenzrichtlinie 2023/970 entspricht. Die Verfassung, das 

Gesetz über die Gleichstellung der Geschlechter, das Arbeitsgesetz-

buch und ergänzende Vorschriften regeln jedoch: 

•	 Gleichbehandlung und Diskriminierungsfreiheit bei Einstellung, 

Beschäftigung, Arbeitsbedingungen, Vergütung, Beförderung 

und Ernennung.

•	 Veröffentlichung von Lohn- und Gehaltstabellen am 

Arbeitsplatz.

•	 Verwaltungssanktionen bei geschlechtsbezogener Diskrimini-

erung. 

Diese Vorschriften fördern die Gleichstellung am Arbeitsplatz und 

verbieten Diskriminierung, sehen jedoch nicht dieselben detaillierten 

Entgelttransparenzpflichten wie die EU-Richtlinie vor.
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